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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zum Kon-
trollieren einer Verkehrssituation, eine Vorrichtung zum
Kontrollieren einer Verkehrssituation, ein Computerpro-
gramm und ein Computerprogrammprodukt.

Stand der Technik

[0002] Immer mehr Kraftfahrzeuge werden im Front-
bereich mit Abstands- und/oder Geschwindigkeitssenso-
ren ausgestattet, die es einer Kontrolleinrichtung eines
Kraftfahrzeugs ermöglichen, einen Abstand und/oder ei-
ne Geschwindigkeitsdifferenz zu einem vorausfahren-
den Kraftfahrzeug zu bestimmen. Dabei erfasste Sens-
ordaten können weiterhin dazu benutzt werden, eine
Bremsung oder eine Beschleunigung des Kraftfahrzeugs
derart zu regeln, dass eine Kollision mit dem vorausfah-
renden Kraftfahrzeug vermieden wird.
[0003] Ein Verfahren und ein System zur Warnung vor
einer Gefahr sind aus der Druckschrift GB 2 431 761 B
bekannt. Darin ist unter anderem beschrieben, dass für
den Fall, dass ein Kraftfahrzeug im Straßenverkehr eine
Gefahrensituation registriert, dieses Kraftfahrzeug ande-
re Kraftfahrzeuge dadurch über diese Gefahrensituation
informiert, indem es den anderen Kraftfahrzeugen ein
entsprechendes Warnsignal übermittelt. Dabei kann ein
derartiger Warnhinweis fahrtrichtungsabhängig übermit-
telt werden. Die bedeutet, dass ein Kraftfahrzeug nach
einer Vorbeifahrt an einer Gefahrenstelle entgegenkom-
mende Kraftfahrzeuge, die auf diese Gefahrenstelle zu-
steuern, warnt.
[0004] Aus der Druckschrift US 2003/0141966 A1 ist
ein Warnsystem zur Warnung vor einer Heckkollision be-
kannt. In einer Verkehrssituation fährt ein sogenanntes
Zielfahrzeug einem sich diesem Zielfahrzeug nähernden
Fahrzeug voraus. Dabei ist vorgesehen, dass das sich
nähernde Fahrzeug eine Sendeanlage und das Zielfahr-
zeug eine Anzeigeeinrichtung aufweist. Diese Anzeige-
einrichtung kann von der Sendeanlage des sich nähern-
den Fahrzeugs Signale empfangen. Falls die empfange-
nen Signale einen bestimmten Wert überschreiten, wird
dem sich nähernden Fahrzeug ausgehend von dem Ziel-
fahrzeug eine entsprechende Warnung bereitgestellt.

Offenbarung der Erfindung

[0005] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zum Kon-
trollieren einer Verkehrssituation, an der eine Anzahl
Fahrzeuge beteiligt ist. Die vorliegende Verkehrssituati-
on wird von Sensoren, die in den Fahrzeugen angeordnet
sind, erfasst, wobei zu dieser Verkehrssituation Daten
bzw. Sensordaten ermittelt werden. Die zu der erfassten
Verkehrssituation ermittelten Daten werden zwischen
den Fahrzeugen ausgetauscht, so dass für die an der
Verkehrssituation beteiligten Fahrzeuge gemeinsame
Daten über die Verkehrssituation vorliegen und somit be-
reitgestellt werden. Weiterhin werden die Trajektorien

der Fahrzeuge unter Berücksichtigung der gemeinsa-
men Daten geregelt.
[0006] Üblicherweise kann jedes Fahrzeug eigene, in-
terne Sensordaten, die von eigenen Sensoren in dem
Fahrzeug bereitgestellt werden, für eine vorausschau-
ende Planung der Verkehrssituation verwenden. Im Rah-
men des Verfahrens werden die internen Sensordaten
auch an weitere Fahrzeuge übermittelt, so dass weitere
Fahrzeuge die Sensordaten anderer Fahrzeuge zum Er-
fassen der Verkehrssituation zuzüglich zu eigenen inter-
nen Sensordaten verwenden können. Somit ergibt sich
für die Fahrzeuge die Möglichkeit, eine Weiterentwick-
lung der Verkehrssituation kooperativ zu regeln und so-
mit zu planen.
[0007] Als Sensordaten können von den Fahrzeugen
u. a. Daten zu eigenen kinematischen Größen, d. h. zu
einem eigenen Ort bzw. einer eigenen Position, einer
eigenen Geschwindigkeit und/oder einer eigenen Be-
schleunigung ermittelt und zur Umsetzung des Verfah-
rens an andere Fahrzeuge übermittelt werden. Aus die-
sen übermittelten, externen Sensordaten können dann
von den beteiligten Fahrzeugen bspw. durch Vergleich
von internen und externen Sensordaten Abstände zwi-
schen Fahrzeugen und/oder Relativgeschwindigkeiten
berechnet werden.
[0008] Die US 6,356,820 B1 zeigt eine Vorrichtung zur
Unterstützung von Fahrern von Fahrzeugen für eine Ko-
lonnenfahrt. Dabei können Fahrzeuge einem Führungs-
fahrzeug so angeschlossen werden, dass die Fahrzeuge
dem Führungsfahrzeug bei der Weiterfahrt automatisch
folgen. Die Kommunikation zwischen den Fahrzeugen
erfolgt dabei drahtlos.
[0009] Die EP 1 569 183 A2 zeigt ein System zur draht-
losen Kommunikation zwischen Fahrerassistenzsystem
und einer Zentralstation. Das System verfügt über eine
Plausibilitätsprüfung für einen Bremsvorgang von in ei-
ner Kolonne fahrenden Fahrzeugen. Dadurch wird ge-
währleistet, im Fall eines Bremsvorgangs die Fahrzeuge
der Kolonne auseinanderzuziehen.
[0010] Dies umfasst unter anderem die Maßnahme,
dass die Trajektorien und somit Ortskurven der Fahrzeu-
ge zeitlich geregelt werden. Dies bedeutet üblicherweise,
dass kinematische Größen der Fahrzeuge, wie Ort, Ge-
schwindigkeit und/oder Beschleunigung geregelt wer-
den. Weiterhin können auch Fahrtrichtungen der Fahr-
zeuge geregelt werden. Hierbei kann die Trajektorie und
somit unter anderem die Geschwindigkeit für jeweils ein
Fahrzeug von einer Kontrolleinrichtung, die in dem Fahr-
zeug angeordnet ist, geregelt werden. Es ist jedoch auch
möglich, die Trajektorien und somit Geschwindigkeiten
aller an der Verkehrssituation beteiligter Fahrzeuge ge-
meinsam zu regeln, so dass sich die Fahrzeuge, typi-
scherweise die Kontrolleinrichtungen der Fahrzeuge, ge-
meinsam über Trajektorien und somit mögliche Weiter-
fahrten im Rahmen der Verkehrssituation abstimmen.
[0011] Eine Regelung mindestens einer Trajektorie
von mindestens einem Fahrzeug umfasst in Ausgestal-
tung auch die Regelung eines Abstands zwischen dem

1 2 



EP 2 164 059 B1

3

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

55

mindestens einen Fahrzeug und mindestens einer Ein-
richtung, die üblicherweise aktiv oder passiv in die Ver-
kehrssituation eingebunden ist. Bei der mindestens ei-
nen Einrichtung kann es sich um mindestens ein weiteres
Fahrzeug, einen weiteren Verkehrsteilnehmer oder min-
destens eine fest installierte Infrastruktureinrichtung han-
deln. Diese mindestens eine Einrichtung kann im Rah-
men der Verkehrssituation für das mindestens eine Fahr-
zeug die Bedeutung eines Hindernisses haben. Bei Re-
gelung eines Abstands kann eine Kollision des mindes-
tens einen Fahrzeugs mit der mindestens einen Einrich-
tung verhindert oder die Folgen gemindert werden. Hier-
zu können im Rahmen des Verfahrens Kontroll- und so-
mit Regelungs- und/oder Steuerungsmechanismen
vorgesehen sein, die als Bedingung derart eingestellt
werden können, dass der mindestens eine Abstand in
einer zeitlichen Weiterentwicklung der Verkehrssituation
größer als null ist.
[0012] Falls beispielsweise mehrere Fahrzeuge hin-
tereinander fahren und ein erstes, vorausfahrendes
Fahrzeug aufgrund eines Hindernisses bremsen muss,
werden bei einer Variante des Verfahrens die Daten zwi-
schen allen Fahrzeugen ausgetauscht. Dies bedeutet,
dass jedem der beteiligten Fahrzeuge aktuelle Werte der
kinematischen Größen, d. h. der Abstände zwischen den
einzelnen Fahrzeugen sowie der Geschwindigkeiten der
Fahrzeuge, bekannt sind. Auf Grundlage dieser Kenntnis
können die Fahrzeuge, typischerweise bei sich fortset-
zendem Austausch der Daten, ihre Trajektorien und so-
mit Weiterfahrten derart regeln, dass zwischen den Fahr-
zeugen hinreichend große Abstände vorhanden sind.
[0013] In Ausgestaltung können die gemeinsamen
Sensordaten verwendet werden, die von jeweils einem
Fahrzeug bei einer Überwachung eines Bereichs vor
dem Fahrzeug und/oder eines Bereichs hinter dem Fahr-
zeug bereitgestellt werden. Es ist auch möglich, dass
zusätzlich gemeinsame Daten von einer Infrastrukturein-
richtung, die im Bereich einer Fahrbahn installiert ist, be-
reitgestellt werden.
[0014] Das Verfahren kann unter anderem zur Vermei-
dung einer Kollision zwischen Fahrzeugen und/oder Ver-
kehrsteilnehmern in einer als Notsituation ausgebildeten
Verkehrssituation durchgeführt werden. Üblicherweise
kann mit dem Verfahren zumindest erreicht werden, dass
bei einer sich anbahnenden Notsituation ein minimaler
Schaden entsteht. Falls eine Kollision und somit ein Un-
fall nicht vermieden werden kann, kann durch gemein-
schaftliche Regelung der Trajektorien der beteiligten
Fahrzeuge gegebenenfalls erreicht werden, dass ein Ge-
samtschaden minimal ist. Demnach können die Trajek-
torien unter Minimierung eines zu erwartenden Scha-
dens geregelt werden.
[0015] Falls eine Kolonne mehrerer Fahrzeuge auf ein
Hindernis, dem nicht ausgewichen werden kann, zufährt,
kann bei kooperativer Regelung der Trajektorien ein
Bremsweg zwischen den Fahrzeugen aufgeteilt werden,
so dass nach Durchführung der Bremsungen zwischen
den Fahrzeugen noch ausreichende Abstände vorhan-

den sind. Hierzu kann bspw. vorgesehen sein, dass jedes
Fahrzeug Sensordaten zur eigenen Position erfasst und
an andere Fahrzeuge weitergibt. Bereits aus diesen
Sensordaten, die Auskunft über die Positionen aller Fahr-
zeuge geben, können als gemeinsame Daten laufend
Abstände zwischen den Fahrzeugen und Relativge-
schwindigkeiten der Fahrzeuge ermittelt werden, so dass
durch geeignetes Beschleunigen oder Bremsen einiger
Fahrzeuge noch ausreichende Abstände vorhanden
sind.
[0016] Sensoren zur Abstands- und Relativgeschwin-
digkeitsbestimmung sind jedoch nicht zwingend erfor-
derlich. Die benötigten Daten können aus den kommu-
nizierten Sensordaten zu Positionen und Geschwindig-
keiten der anderen Fahrzeuge abgeleitet werden. Die
Sensordaten können auch Ortungsdaten umfassen. Ab-
standsdaten müssen im Rahmen des Verfahrens nicht
zwangsläufig ausgetauscht werden.
[0017] Die Erfindung betrifft weiterhin eine Vorrichtung
zum Kontrollieren einer Verkehrssituation, an der die An-
zahl Fahrzeuge beteiligt ist, wobei die Vorrichtung min-
destens einen Sensor bzw. mindestens eine Sensorik,
mindestens ein Kommunikationsmodul und mindestens
eine Kontrolleinrichtung umfasst, wobei der mindestens
eine Sensor dazu ausgebildet ist, die Verkehrssituation
zu erfassen, und das mindestens eine Kommunikations-
modul dazu ausgebildet ist, Daten zu der erfassten Ver-
kehrssituation zwischen den Fahrzeugen auszutau-
schen, so dass den Fahrzeugen gemeinsame Daten
über die Verkehrssituation bereitgestellt werden. Dabei
ist die mindestens eine Kontrolleinrichtung dazu ausge-
bildet, für mindestens eines der Fahrzeuge eine Trajek-
torie unter Berücksichtigung der gemeinsamen Daten zu
regeln.
[0018] Diese Vorrichtung ist typischerweise zu Anord-
nung in einem Fahrzeug ausgebildet. Dies bedeutet,
dass zur Realisierung der Vorrichtung in diesem Fahr-
zeug der mindestens eine Sensor, das mindestens eine
Kommunikationsmodul und die mindestens eine Kontrol-
leinrichtung angeordnet sind.
[0019] Mit der Erfindung kann somit eine kooperative
Gestaltung einer Notsituation für die Fahrzeuge erfolgen,
was eine kooperative Kollisionsvermeidung durch Auf-
teilung des Bremsraums bzw. Bremsweges der Fahrzeu-
ge umfasst. Im Rahmen der Erfindung werden unter an-
derem zwischen mindestens zwei Fahrzeugen Daten,
üblicherweise Sensordaten, ausgetauscht (car-to-car,
C2C). Es ist jedoch auch ein Austausch von Daten zwi-
schen mindestens einem Fahrzeug und einer Infrastruk-
tureinrichtung möglich (car-to-infrastructure, C2I).
[0020] Die beschriebene Vorrichtung ist dazu ausge-
bildet, sämtliche Schritte des vorgestellten Verfahrens
durchzuführen. Dabei können einzelne Schritte dieses
Verfahrens auch von einzelnen Komponenten der Vor-
richtung durchgeführt werden. Weiterhin können Funkti-
onen der Vorrichtung oder Funktionen von einzelnen
Komponenten der Vorrichtung als Schritte des Verfah-
rens umgesetzt werden.
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[0021] Die Erfindung betrifft weiterhin ein Computer-
programm mit Programmcodemitteln, um alle Schritte ei-
nes beschriebenen Verfahrens durchzuführen, wenn das
Computerprogramm auf einem Computer oder einer ent-
sprechenden Recheneinheit ausgeführt wird.
[0022] Das erfindungsgemäße Computerprogramm-
produkt mit Programmcodemitteln, die auf einem com-
puterlesbaren Datenträger gespeichert sind, ist zum
Durchführen aller Schritte eines beschriebenen Verfah-
rens ausgebildet, wenn das Computerprogramm auf ei-
nem Computer oder einer entsprechenden Rechenein-
heit ausgeführt wird.
[0023] Durch geeignete Sensorik und Datenübertra-
gung entweder durch Fahrzeug-Fahrzeug-Kommunika-
tion oder durch eine geeignete Kommunikation mit min-
destens einer Infrastruktureinrichtung, bspw. einer Ka-
mera am Straßenrand, wird der Bereich hinter einem vo-
rausfahrenden Fahrzeug überwacht und das Risiko des
Auffahrens von einem nachfolgenden Fahrzeug ermittelt
und ggf. ein Handlungsbedarf, bspw. Abschwächen ei-
ner Bremsung oder evtl. sogar Beschleunigen, ermittelt.
Hierzu wird jeweils der Bereich vor und hinter einem be-
teiligten Fahrzeug überwacht, so dass eine Bremsung
unter Berücksichtigung von Sicherheitsreserven gere-
gelt, d. h. abgeschwächt oder verstärkt wird.
[0024] Dabei kann u. a. überprüft werden, ob dem
Handlungsbedarf nachgekommen werden kann. Falls
kein Spielraum vorhanden ist, werden keine weiteren
Schritte durchgeführt und das Auffahren des nachfolgen-
den Fahrzeugs wird in Kauf genommen. Ist jedoch Spiel-
raum vorhanden, wird die Bremsung unter Berücksichti-
gung der Sicherheitsreserven ausreichend abge-
schwächt. In einer Ausgestaltung kann bei der o. g. Prü-
fung der gesamte Bremsraum bzw. Bremsweg zwischen
mehreren Fahrzeugen optimal aufgeteilt werden.
[0025] Weiterhin können zur kooperativen Kontrolle
des Bremsraums Aufteilungsziele definiert werden. Statt
dem Aufteilungsziel "Heckkollision(en) vermeiden, es sei
denn eine Frontkollision wäre die Folge" könnte ein an-
deres Aufteilungziel gewählt werden, z. B. "Minimierung
der Aufprallgeschwindigkeiten". In diesem Fall wird ein
Zusammenstoß an einer Stelle altruistisch akzeptiert, um
einen Zusammenstoß woanders abzuschwächen, so
dass statt eines Zusammenstoßes mit einer doppelten
Geschwindigkeit (Δ2V) zwei Zusammenstöße mit einfa-
cher Geschwindigkeit (ΔV) unter Minimierung der Auf-
prallenergien, also Vermeidung des Auffahrens eines
schweren Fahrzeugs, z. B. eines Lkws, auf Kosten vieler
kleiner Bagatellunfälle erfolgt. Es ist auch eine Berück-
sichtigung der Insassenzahl, insbesondere der Heckin-
sassen, möglich. Als Zusatzkriterium kann der Schutz
eines evtl. beteiligten Gefahrguttransports auf Kosten
anderer Fahrzeuge realisiert werden.
[0026] Als Sensorik können Einrichtungen bzw. Sys-
teme zur Abstandsmessung (Radar, Ultraschall, Video,
Lidar), die neben der Position auch noch Relativge-
schwindigkeiten messen können, verwendet werden.
Daraus lässt sich die zeitliche Entwicklung von Abstän-

den zwischen Fahrzeugen berechnen und hinsichtlich
der Sicherheit und Eingriffsnotwendigkeit, d. h. Teil-
und/oder Notbremsung, bewerten.
[0027] Die im Rahmen der Erfindung verwendeten
Fahrzeugkommunikationssysteme ermöglichen auf
Grundlage der ausgetauschten eigenen Ego-Sensorda-
ten die Berechnung von im Prinzip beliebigen Kinema-
tikdaten, z. B. auch von Relativbeschleunigungen, und
verbessern so u. a. die Eingangsdaten in Sicherheitssys-
teme. Besitzen die Fahrzeuge als Sensoren auch Or-
tungseinrichtungen und werden von derartigen Senso-
ren ebenfalls Sensordaten kommuniziert, ist es auch oh-
ne Ego-Sensorik möglich, die benötigten Informationen
bereitzustellen.
[0028] Weitere Vorteile und Ausgestaltungen der Er-
findung ergeben sich aus der Beschreibung und der bei-
liegenden Zeichnung.
[0029] Es versteht sich, dass die voranstehend ge-
nannten und die nachstehend noch zu erläuternden
Merkmale nicht nur in der jeweils angegebenen Kombi-
nation, sondern auch in anderen Kombinationen oder in
Alleinstellung verwendbar sind, ohne den Rahmen der
vorliegenden Erfindung zu verlassen.

Kurze Beschreibung der Zeichnung

[0030] Figur 1 zeigt in schematischer Darstellung eine
Verkehrssituation und Möglichkeiten einer zeitlichen Ent-
wicklung dieser Verkehrssituation.

Ausführungsform der Erfindung

[0031] Die Erfindung ist anhand einer Ausführungs-
form in der Zeichnung schematisch dargestellt und wird
im folgenden unter Bezugnahme auf die Zeichnung aus-
führlich beschrieben.
[0032] Die Figuren 1a, 1b, 1c zeigen jeweils ein erstes
Fahrzeug 2, ein zweites Fahrzeug 4 und ein drittes Fahr-
zeug 6. Außerdem ist in allen drei Figuren 1a, 1b, 1c
jeweils ein Hindernis 8 dargestellt.
[0033] Figur 1a zeigt weiterhin eine erste Verkehrssi-
tuation 10, an der die drei Fahrzeuge 2, 4, 6 beteiligt sind.
In Figur 1b ist eine zweite Verkehrssituation 12 als eine
erste mögliche Weiterentwicklung der ersten Verkehrs-
situation 10 dargestellt. Figur 1c zeigt alternativ zu Figur
1b eine dritte Verkehrssituation 14 als Weiterentwicklung
der ersten Verkehrssituation 10.
[0034] Außerdem zeigen die Figuren 1a, 1b, 1c Aus-
gestaltungen von erfindungsgemäßen Vorrichtungen 16,
18, 20, die in den drei Fahrzeugen 2, 4, 6 angeordnet
sind. Jede dieser Vorrichtungen 16, 18, 20 umfasst Sen-
soren zum Erfassen der jeweiligen Verkehrssituation 10,
12, 14 sowie Kommunikationsmodule, über die die Vor-
richtungen 16, 18, 20 zwischen den Fahrzeugen erfasste
Daten austauschen. Außerdem umfassen die Vorrich-
tungen 16, 18, 20 jeweils eine Kontrolleinrichtung. Sämt-
liche Kontrolleinrichtungen sind dazu ausgebildet, Tra-
jektorien der Fahrzeuge 2, 4, 6 unter Berücksichtigung
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der gemeinsamen, untereinander ausgetauschten Da-
ten regeln.
[0035] Bei einer Durchführung des Verfahrens wirken
die genannten Vorrichtungen 2, 4, 6 synergetisch zusam-
men und bilden dabei einzelne Komponenten einer Aus-
führungsform einer erfindungsgemäßen Anordnung.
[0036] Bei der ersten Verkehrssituation 10 ist vorge-
sehen, dass sich das erste Fahrzeug 2 dem Hindernis 8
nähert, das zweite Fahrzeug 4 und das dritte Fahrzeug
6 folgen dem ersten Fahrzeug 2 nacheinander.
[0037] Bei herkömmlichen Vorgehensweisen kann
sich aus der ersten Verkehrssituation 10 die zweite Ver-
kehrssituation 12, wie in Figur 1b gezeigt, ergeben. Da
ein Fahrer des ersten Fahrzeugs 2 merkt, dass sich ein
Abstand 22 zwischen dem ersten Fahrzeug 2 und dem
Hindernis 8 verringert, wird der Fahrer des ersten Fahr-
zeugs 2 üblicherweise stark bremsen, so dass das zweite
Fahrzeug 4 auf das erste Fahrzeug 2 auffährt und es zu
einem Auffahrunfall kommt.
[0038] Bei einer Ausgestaltung des erfindungsgemä-
ßen Verfahrens geht aus der ersten Verkehrssituation
10 die in Figur 1c gezeigte dritte Verkehrssituation 14
hervor. Dabei ist vorgesehen, dass die Sensorik einer
jeweiligen Vorrichtung 16, 18, 20 in jeweils einem der
Fahrzeuge 2, 4, 6 als Sensordaten kinematische Größen
der vorliegenden Verkehrssituation 10 erfasst.
[0039] Dies bedeutet, dass die Sensorik in dem ersten
Fahrzeug 2 eine aktuelle Position und eine aktuelle Ge-
schwindigkeit des ersten Fahrzeugs erfasst. Entspre-
chend gilt jeweils für das zweite und dritte Fahrzeug 4,
6, so dass deren Sensorik ebenfalls die aktuelle Position
und Geschwindigkeit erfasst. Die dabei erfassten Sens-
ordaten werden zwischen den drei Fahrzeugen 2, 4, 6
ausgetauscht. Durch Vergleich eigener, interner Sens-
ordaten und empfangener externer Sensordaten kann
nunmehr jedes Fahrzeug 2, 4, 6 relative kinematische
Größen berechnen. Folglich werden von den Fahrzeu-
gen 2, 4, 6 u. a. ein
Abstand 22 des ersten Fahrzeugs 2 zu dem Hindernis
8, ein Abstand 24 zwischen dem ersten und zweiten
Fahrzeug 2, 4, ein Abstand 24 zwischen dem ersten
Fahrzeug 2 und dem zweiten Fahrzeug 4 sowie ein Ab-
stand 26 zwischen dem zweiten Fahrzeug 4 und dem
dritten Fahrzeug 6 bestimmt. Außerdem ist in der vorlie-
genden Ausführungsform vorgesehen, dass Relativge-
schwindigkeiten zwischen den Fahrzeugen 2, 4, 6 be-
stimmt werden.
[0040] In Ausgestaltung des erfindungsgemäßen Ver-
fahrens werden die genannten Sensordaten zwischen
allen drei Fahrzeugen 2, 4, 6 über die Kommunikations-
module ausgetauscht. Somit liegen allen Vorrichtungen
16, 18, 20 der drei Fahrzeuge 2, 4, 6 gemeinsame, über-
greifende Daten über die erste Verkehrssituation 10 vor.
Diese gemeinsamen Daten bzw. Sensordaten werden
von Kontrolleinrichtungen der Vorrichtungen 16, 18, 20
in den Fahrzeugen 2, 4, 6 gemeinschaftlich genutzt, um
somit Trajektorien der Fahrzeuge 2, 4, 6 zur Weiterent-
wicklung der ersten Verkehrssituation 10 zu regeln.

[0041] Eine Regelung der Trajektorien umfasst hier ei-
ne Regelung der Geschwindigkeiten als kinematische
Größen der drei Fahrzeuge 2, 4, 6. Bei der Umsetzung
des erfindungsgemäßen Verfahrens geht aus der ersten
Verkehrssituation 10 die dritte Verkehrssituation 14 aus
Figur 1c hervor. Dies bedeutet im Unterschied zu der
zweiten Verkehrssituation 12 aus Figur 1b, dass das ers-
te Fahrzeug 2 weniger stark bremst, so dass im Unter-
schied zu der zweiten Verkehrssituation 12 der Auffahr-
unfall des zweiten Fahrzeugs 4 auf dem ersten Fahrzeug
2 vermieden wird. Bei der anhand von Figurlc beschrie-
benen Umsetzung des Verfahrens lautet eine Bedin-
gung, dass die Abstände 22, 24, 26 größer null bleiben.
Unter Berücksichtigung dieser Bedingung sowie unter
Kenntnis der gemeinsamen Daten werden die Trajekto-
rien, d. h. die Geschwindigkeiten der drei Fahrzeuge 2,
4, 6 ausgehend von der ersten Verkehrssituation 10 der-
art geregelt, dass sich die dritte Verkehrssituation 14,
wie in Figur 1c gezeigt, ergibt.
[0042] Bei der Umsetzung des Verfahrens folgt zur Re-
gelung der Trajektorien eine Änderung einer Geschwin-
digkeit, d. h. eine Bremsung und/oder Beschleunigung
der drei Fahrzeuge 2, 4, 6. Dabei werden die relevanten
Abstände 22, 24, 26 gemeinsam geregelt, was bedeutet,
dass bei der hier beschriebenen Variante des Verfahrens
der Bremsraum und somit Bremsweg aller drei Fahrzeu-
ge 2, 4, 6 geregelt wird.
[0043] Insgesamt kann vorgesehen sein, dass die ers-
te Verkehrsituation 10 durch automatische Änderung der
Trajektorien 2, 4, 6 der Fahrzeuge derart geregelt wird,
dass ein zu erwartender Schaden minimal ist. Dies be-
deutet weiterhin, dass ein Aufprall des ersten Fahrzeugs
10 auf dem Hindernis 8 auf jeden Fall vermieden wird,
was jedoch die Möglichkeit umfasst, dass der Aufprall
des zweiten Fahrzeugs 4 auf dem ersten Fahrzeug 2
unter Berücksichtigung geregelter Relativgeschwindig-
keiten des ersten Fahrzeugs 2 und des zweiten Fahr-
zeugs 4 unter geringstmöglichem Schaden abläuft.

Patentansprüche

1. Verfahren zum Kontrollieren einer Verkehrssituation
(10, 12, 14), an der eine Anzahl Fahrzeuge (2, 4, 6)
beteiligt ist, bei dem die Verkehrssituation (10, 12,
14) von Sensoren der Fahrzeuge (2, 4, 6) erfasst
und Daten zu der erfassten Verkehrssituation (10,
12, 14) zwischen den Fahrzeugen (2, 4, 6) ausge-
tauscht werden, wobei laufend Abstände zwischen
den Fahrzeugen und Relativgeschwindigkeiten der
Fahrzeuge ermittelt werden, wobei diese Daten an
andere Fahrzeuge übermittelt werden, so dass für
die Fahrzeuge (2, 4, 6) gemeinsame Daten über die
Verkehrssituation (10, 12, 14) bereitgestellt werden,
wobei Trajektorien der Fahrzeuge (2, 4, 6) unter Be-
rücksichtigung der gemeinsamen Daten geregelt
werden und wobei ein Bremsweg zwischen Fahr-
zeugen (2, 4, 6) aufgeteilt wird, so dass nach Durch-
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führung der Bremsung zwischen den Fahrzeugen
noch ausreichende Abstände vorhanden sind.

2. Verfahren nach Anspruch 1, bei dem eine Trajektorie
für jeweils ein Fahrzeug (2, 4, 6) von einer Kontrol-
leinrichtung des Fahrzeugs (2, 4, 6) geregelt wird.

3. Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, bei dem die Tra-
jektorien der Fahrzeuge (2, 4, 6) gemeinsam gere-
gelt werden.

4. Verfahren nach einem der voranstehenden Ansprü-
che, bei dem mindestens ein Abstand (22, 24, 26)
zwischen mindestens einem Fahrzeug (2, 4, 6) und
mindestens einer Einrichtung geregelt wird.

5. Verfahren nach einem der voranstehenden Ansprü-
che, bei dem zusätzliche gemeinsame Daten von
einer Infrastruktureinrichtung bereitgestellt werden.

6. Verfahren nach einem der voranstehenden Ansprü-
che, das zur Vermeidung einer Kollision zwischen
Fahrzeugen (2, 4, 6) in einer als Notsituation ausge-
bildeten Verkehrssituation (10, 12, 14) durchgeführt
wird.

7. Verfahren nach einem der voranstehenden Ansprü-
che, bei dem die Trajektorien unter Minimierung ei-
nes zu erwartenden Schadens geregelt werden.

8. Vorrichtung zum Kontrollieren einer Verkehrssitua-
tion (10, 12, 14), an der eine Anzahl Fahrzeuge (2,
4, 6) beteiligt ist, wobei die Vorrichtung (16, 18, 20)
mindestens einen Sensor, mindestens ein Kommu-
nikationsmodul und mindestens eine Kontrollein-
richtung umfasst, wobei der mindestens eine Sensor
dazu ausgebildet ist, die Verkehrssituation zu erfas-
sen, und das mindestens eine Kommunikationsmo-
dul dazu ausgebildet ist, Daten zu der erfassten Ver-
kehrssituation (10, 12, 14) zwischen den Fahrzeu-
gen (2, 4, 6) auszutauschen, wobei laufend Abstän-
de zwischen den Fahrzeugen und Relativgeschwin-
digkeiten der Fahrzeuge ermittelt werden, wobei die-
se Daten an andere Fahrzeuge übermittelt werden,
so dass den Fahrzeugen (2, 4, 6) gemeinsame Da-
ten über die Verkehrssituation (10, 12, 14) bereitge-
stellt werden, wobei die mindestens eine Kontroll-
einrichtung dazu ausgebildet ist, für mindestens ei-
nes der Fahrzeuge (2, 4, 6) eine Trajektorie unter
Berücksichtigung der gemeinsamen Daten zu regeln
und einen Bremsweg zwischen den Fahrzeugen (2,
4, 6) aufzuteilen, so dass nach Durchführung der
Bremsung zwischen den Fahrzeugen noch ausrei-
chende Abstände vorhanden sind.

9. Vorrichtung nach Anspruch 8, bei der der mindes-
tens eine Sensor das mindestens eine Kommunika-
tionsmodul sowie die mindestens eine Kontrollein-

richtung in einem Fahrzeug (2, 4, 6) angeordnet sind.

10. Computerprogramm mit Programmcodemitteln, um
alle Schritte eines Verfahrens nach einem der An-
sprüche 1 bis 7 durchzuführen, wenn das Compu-
terprogramm auf einem Computer oder einer ent-
sprechenden Recheneinheit, insbesondere in einer
Vorrichtung nach Anspruch 8 oder 9, ausgeführt
wird.

11. Computerprogrammprodukt mit Programmcodemit-
teln, die auf einem computerlesbaren Datenträger
gespeichert sind, um alle Schritte eines Verfahrens
nach einem der Ansprüche 1 bis 7 durchzuführen,
wenn das Computerprogramm auf einem Computer
oder einer entsprechenden Recheneinheit, insbe-
sondere in einer Vorrichtung nach Anspruch 8 aus-
geführt wird.

Claims

1. Method for monitoring a traffic situation (10, 12, 14)
in which a number of vehicles (2, 4, 6) are involved,
in which the traffic situation (10, 12, 14) is captured
by sensors of the vehicles (2, 4, 6) and data relating
to the captured traffic situation (10, 12, 14) are inter-
changed between the vehicles (2, 4, 6), wherein dis-
tances between the vehicles and relative speeds of
the vehicles are continuously determined, wherein
these data are transmitted to other vehicles, with the
result that common data relating to the traffic situa-
tion (10, 12, 14) are provided for the vehicles (2, 4,
6), wherein trajectories of the vehicles (2, 4, 6) are
controlled taking into account the common data, and
wherein a braking distance is divided between vehi-
cles (2, 4, 6), with the result that sufficient distances
are still present between the vehicles after the brak-
ing has been carried out.

2. Method according to Claim 1, in which a trajectory
for a respective vehicle (2, 4, 6) is controlled by a
monitoring device of the vehicle (2, 4, 6).

3. Method according to Claim 1 or 2, in which the tra-
jectories of the vehicles (2, 4, 6) are controlled to-
gether.

4. Method according to one of the preceding claims, in
which at least one distance (22, 24, 26) between at
least one vehicle (2, 4, 6) and at least one device is
controlled.

5. Method according to one of the preceding claims, in
which additional common data are provided by an
infrastructure device.

6. Method according to one of the preceding claims,
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which is carried out in order to avoid a collision be-
tween vehicles (2, 4, 6) in a traffic situation (10, 12,
14) in the form of an emergency situation.

7. Method according to one of the preceding claims, in
which the trajectories are controlled while minimizing
expected damage.

8. Apparatus for monitoring a traffic situation (10, 12,
14) in which a number of vehicles (2, 4, 6) are in-
volved, wherein the apparatus (16, 18, 20) compris-
es at least one sensor, at least one communication
module and at least one monitoring device, wherein
the at least one sensor is designed to capture the
traffic situation and the at least one communication
module is designed to interchange data relating to
the captured traffic situation (10, 12, 14) between
the vehicles (2, 4, 6), wherein distances between the
vehicles and relative speeds of the vehicles are con-
tinuously determined, wherein these data are trans-
mitted to other vehicles, with the result that common
data relating to the traffic situation (10, 12, 14) are
made available to the vehicles (2, 4, 6), wherein the
at least one monitoring device is designed to control
a trajectory for at least one of the vehicles (2, 4, 6)
taking into account the common data, and to divide
a braking distance between vehicles (2, 4, 6), with
the result that sufficient distances are still present
between the vehicles after the braking has been car-
ried out.

9. Apparatus according to Claim 8, in which the at least
one sensor, the at least one communication module
and the at least one monitoring device are arranged
in a vehicle (2, 4, 6).

10. Computer program having program code means for
carrying out all steps of a method according to one
of Claims 1 to 7 when the computer program is ex-
ecuted on a computer or a corresponding computing
unit, in particular in an apparatus according to Claim
8 or 9.

11. Computer program product having program code
means which are stored on a computer-readable da-
ta storage medium in order to carry out all steps of
a method according to one of Claims 1 to 7 when
the computer program is executed on a computer or
a corresponding computing unit, in particular in an
apparatus according to Claim 8.

Revendications

1. Procédé permettant de contrôler une situation de cir-
culation (10, 12, 14) impliquant un certain nombre
de véhicules (2, 4, 6), dans lequel la situation de
circulation (10, 12, 14) est détectée par des capteurs

des véhicules (2, 4, 6) et des données concernant
la situation de circulation (10, 12, 14) détectée sont
échangées entre les véhicules (2, 4, 6), dans lequel
des distances entre les véhicules et des vitesses re-
latives des véhicules sont déterminées en continu,
dans lequel lesdites données sont transmises à
d’autres véhicules de manière à fournir aux véhicu-
les (2, 4, 6) des données communes concernant la
situation de circulation (10, 12, 14), dans lequel des
trajectoires des véhicules (2, 4, 6) sont commandées
en tenant compte des données communes, et dans
lequel une distance de freinage est répartie entre les
véhicules (2, 4, 6) de manière à ce que des distances
suffisantes soient encore disponibles entre les véhi-
cules après que le freinage a été effectué.

2. Procédé selon la revendication 1, dans lequel une
trajectoire est commandée pour chaque véhicule (2,
4, 6) par un dispositif de contrôle du véhicule (2, 4,
6) .

3. Procédé selon la revendication 1 ou 2, dans lequel
les trajectoires des véhicules (2, 4, 6) sont comman-
dées conjointement.

4. Procédé selon l’une des revendications précéden-
tes, dans lequel au moins une distance (22, 24, 26)
est commandée entre au moins un véhicule (2, 4, 6)
et au moins un dispositif.

5. Procédé selon l’une des revendications précéden-
tes, dans lequel des données communes supplé-
mentaires sont fournies par un équipement d’infras-
tructure.

6. Procédé selon l’une des revendications précéden-
tes, qui est mis en oeuvre pour éviter une collision
entre des véhicules (2, 4, 6) dans une situation de
circulation (10, 12, 14) établie comme étant une si-
tuation d’urgence.

7. Procédé selon l’une des revendications précéden-
tes, dans lequel les trajectoires sont commandées
de manière à minimiser les dommages attendus.

8. Dispositif permettant de contrôler une situation de
circulation (10, 12, 14) impliquant un certain nombre
de véhicules (2, 4, 6), dans lequel le dispositif (16,
18, 20) comprend au moins un capteur, au moins un
module de communication et au moins un dispositif
de contrôle, dans lequel l’au moins un capteur est
conçu pour détecter la situation de circulation, et l’au
moins un module de communication est conçu pour
échanger des données concernant la situation de
circulation (10, 12, 14) détectée entre les véhicules
(2, 4, 6), dans lequel des distances entre les véhi-
cules et des vitesses relatives des véhicules sont
déterminées en continu, dans lequel lesdites don-
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nées sont transmises à d’autres véhicules de ma-
nière à fournir aux véhicules (2, 4, 6) des données
communes concernant la situation de circulation (10,
12, 14), dans lequel l’au moins un dispositif de con-
trôle est conçu pour commander une trajectoire pour
au moins l’un des véhicules (2, 4, 6) en tenant comp-
te des données communes et pour répartir une dis-
tance de freinage entre les véhicules (2, 4, 6) de
manière à ce que des distances suffisantes soient
encore disponibles entre les véhicules après que le
freinage a été effectué.

9. Dispositif selon la revendication 8, dans lequel l’au
moins un capteur, l’au moins un module de commu-
nication et l’au moins un dispositif de commande
sont disposés dans un véhicule (2, 4, 6).

10. Programme d’ordinateur comportant des moyens à
codes de programmes permettant de mettre en
oeuvre toutes les étapes d’un procédé selon l’une
des revendications 1 à 7 lorsque le programme d’or-
dinateur est exécuté sur un ordinateur ou une unité
de calcul équivalente, en particulier dans un dispo-
sitif selon la revendication 8 ou 9.

11. Produit de programme d’ordinateur comportant des
moyens à codes de programmes stockés sur un sup-
port de données lisible par ordinateur pour mettre
en oeuvre toutes les étapes d’un procédé selon l’une
des revendications 1 à 7 lorsque le programme d’or-
dinateur est exécuté sur un ordinateur ou une unité
de calcul correspondante, en particulier dans un dis-
positif selon la revendication 8.
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